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Antworten der Parteien auf die Wahlprüfsteine des Deutschen Aktieninstituts e.V. zur Bundestagswahl 2017  
 

Frage  

Aktieninstitut 
CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke 

Kommentar 
Aktieninstitut 

1. Werden Sie sich mehr für 

Aktien in der staatlich 
geförderten Altersvorsorge 
zur Schließung der abseh-
baren Rentenlücke in der 
gesetzlichen Rentenver-
sicherung einsetzen und 
wenn ja, welche Maßnah-
men wollen Sie ergreifen? 

 
Vor allem in Zeiten niedriger Zin-
sen können Aktien eine interes-
sante Anlagealternative sein. Da-
her hat die unionsgeführte Bun-
desregierung ein standardisiertes 
Produktinformationsblatt für Ak-
tien eingeführt. Dieser „Beipack-
zettel“ soll den Anlegern die 
Chancen und Risiken einer Aktie 
in einfachen Worten erklären.  
 
Um bessere Möglichkeiten für 
die private Altersvorsorge zu 
schaffen, werden CDU und CSU 
in der kommenden Legislaturpe-
riode prüfen, wie der Vermö-
gensaufbau in Aktien gefördert 
werden könnte. Wir werden zu-
dem die Rahmenbedingungen 
zur Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
attraktiver gestalten.  

 
Die SPD spricht sich für eine An-
lage in Aktien in der staatlich ge-
förderten Altersvorsorge aus. Ak-
tien bieten bei langen Anlagezeit-
räumen gute Renditechancen 
und stärken die Attraktivität der 
kapitalgedeckten Altersvorsorge. 
Dies ist gerade in der anhalten-
den Niedrigzinsphase wichtig. 
Aus diesen Gründen hat die SPD 
mit dem Betriebsrentenstär-
kungsgesetz das sogenannte So-
zialpartnermodell eingeführt. Bei 
diesem neuen Modell der be-
trieblichen Altersvorsorge wird 
eine Zielrente ohne Garantie ver-
einbart. Der Verzicht auf die Ga-
rantie eröffnet der Versorgungs-
einrichtung die Möglichkeit, stär-
ker in ertragreichere Anlagen wie 
Aktien zu investieren. Die SPD 
wird auch im Bereich der priva-
ten kapitalgedeckten Altersvor-
sorge Möglichkeiten einer stär-
ken Aktienanlage prüfen. 

 
Grundsätzlich empfiehlt sich für 
Kapitalanleger ein breit diversifi-
ziertes Anlageportfolio, in wel-
chem auch ein höherer Aktienan-
teil sinnvoll sein kann. Dies gilt 
auch bei der Altersvorsorge. 
Doch auch hier stellt sich für die 
meisten Anleger*innen das Prob-
lem, dass die Investition in Einzel-
titel für Kleinanleger*innen oft zu 
risikoreich ist und dass Invest-
mentfonds oft hohe Kosten ha-
ben und für Anleger*innen häu-
fig nicht ausreichend transparent 
sind. Internationale Beispiele zei-
gen: Kapitalgedeckte Altersvor-
sorge ist zu einem Bruchteil der 
Kosten und mit einer deutlich hö-
heren Rendite als in Deutschland 
möglich. Wir wollen deshalb ei-
nen Bürger*innenfonds in öffent-
licher Verwaltung nach schwedi-
schem Vorbild einführen und die-
sen sowohl für die betriebliche 
wie auch die private Vorsorge 
öffnen. Bei hinreichender Größe 
kann die laufende Verwaltungs-
gebühr sehr gering sein. Diese 
können Anleger*innen zu niedri-
gen Kosten transparente breit 
diversifizierte Portfolien mit ei-
ner risikoadäquaten Mischung 
aus Unternehmensbeteiligungen 
und anderen Anlagen bieten. Die 
Sparleistung der Menschen kann 
so fast vollständig in die Alters-
vorsorge gehen. 
 

 
Wir Freie Demokraten wollen in 
allen Bereichen der geförderten 
Altersvorsorge die Möglichkeiten 
ausweiten, auch in Aktien und 
anderen Unternehmensbeteili-
gungen zu investieren. Denn eine 
freiwillige private Altersvorsorge 
ist künftig unverzichtbar, um den 
Lebensstandard im Alter zu er-
halten. Die anhaltende Niedrig-
zinspolitik der Europäischen 
Zentralbank verringert jedoch 
deutlich die Renditen, da Versi-
cherer, Pensionskassen und Ver-
sorgungswerke immer noch in ih-
ren Anlagemöglichkeiten be-
schränkt sind und daher einen 
Großteil des von ihnen verwalte-
ten Kapitals in festverzinslichen 
Wertpapieren anlegen. Für Bür-
gerinnen und Bürger wird die pri-
vate Altersvorsorge dadurch un-
attraktiv. Dabei könnten gerade 
bei langen Anlagezeiträumen, 
wie bei der Altersvorsorge, Ak-
tien und alternative Anlagefor-
men Chancen auf eine höhere 
Rendite bieten. Der langfristige 
Planungshorizont erlaubt es, 
temporäre Marktschwankungen 
auszuhalten. Lebensversicherer, 
Pensionskassen und Versor-
gungswerke sollen deshalb ver-
stärkt in Aktien, Infrastrukturpro-
jekte und Unternehmensbeteili-
gungen investieren können – das 
Aufsichtsrecht ist hierbei anzu-
passen. 
 

 
DIE LINKE setzt sich generell für 
eine stärkere, bessere Gesetzli-
che Rentenversicherung ein. Das 
Rentenniveau wollen wir wieder 
auf 53 Prozent anheben und si-
cherstellen, dass die gesetzliche 
Rente hoch genug ist, um den Le-
bensstandard im Alter für die 
große Mehrheit der BürgerInnen 
in unserem Land zu garantieren. 
Die Entscheidung, die politisch 
aufgerissene Rentenlücke durch 
unsichere und für die Versicher-
ten oft nachteilige private Vor-
sorge zu stopfen, war ein fataler 
Fehler, den wir korrigieren wol-
len.  
 
Wir setzen uns auch deshalb 
nicht für höhere Aktienanteile in 
Vorsorgeverträgen ein. Denn 
eine effiziente, ökonomisch sinn-
volle und stabile Alterssicherung 
für die Mehrheit lässt sich über 
den Finanzmarkt nicht organisie-
ren. Selbstverständlich soll jede/ 
jeder zusätzlich privat vorsorgen, 
wenn er/sie es will und kann. Al-
lerdings wollen wir Subventions-
instrumente wie die Riester-För-
derung auslaufen lassen, da die 
Steuergelder effektiver und ge-
rechter in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung einzusetzen 
sind, wie etwa das Beispiel Öster-
reich klar zeigt. 

 

Der demographische Wandel 
wird im bisherigen Rentensys-
tem zu steigenden Beiträgen 
bei niedrigerem Rentenniveau 
führen. Die Studie des 
Deutschen Aktieninstituts 
"Lebensstandard im Alter si- 
chern – Rentenlücke mit Aktien 
schließen" zeigt, dass mehr Ak-
tien in der Altersvorsorge die 
Lücke in der gesetzlichen Rente 
schließen und den Lebensstan-
dard im Alter sichern werden.  

Die Vorschläge der großen Par-
teien zur Altersvorsorge sind un-
befriedigend. In ihren Wahlpro-
grammen schlägt die SPD unfi-
nanzierbare doppelte Haltelini-
en bei der gesetzlichen Rente 
vor, während sich CDU/CSU mit-
tels einer Kommission ein Bild 
zur Altersvorsorge ab dem Jahr 
2030 machen wollen. Dass die 
Volksparteien ohne ausgereifte 
Vorschläge zum Thema Alters-
vorsorge in den Bundestags-
wahlkampf ziehen, ist heikel 
und wird dem eigenen Füh-
rungsanspruch nicht gerecht.  

Zu begrüßen ist, dass die FDP 
das Renditepotenzial von Aktien 
in der Altersvorsorge nutzen und 
Bündnis 90/Die Grünen, einen 
Bürgerfonds nach schwedi-
schem Vorbild einrichten wollen. 
Allerdings lehnen wir die gegen-
über Schweden fehlende Einbe-
ziehung privater Anbieter ab. 

Die Linke ist gegen mehr Aktien 
in der Altersvorsorge und will 
sogar die Riester-Förderung 
wieder abschaffen. Wie die Ren-
tenlücke gedeckt werden soll, 
erläutert sie nicht. 

 

https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=466
https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=466
https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=466
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Frage  

Aktieninstitut 
CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke 

Kommentar 
Aktieninstitut 

2. Unterstützen Sie die 
Beibehaltung der 
Abgeltungssteuer? 

 
Fragen 2 und 3 werden wegen 
des sachlichen Zusammenhangs 
gemeinsam beantwortet:  
 
Mit Einführung der Abgeltung-
steuer zum 1. Januar 2009 wollte 
die unionsgeführte Bundesregie-
rung verhindern, dass Kapital 
allein aus steuerlichen Gründen 
ins Ausland verlagert wird. Mitt-
lerweile haben wir den inter-
nationalen Informationsaus-
tausch zur Erfassung der Kapital-
einkommen forciert. Dieser ist 
zum 1. Januar 2017 mit einer 
Reihe von Staaten angelaufen. 
Der Austausch wird immer nach 
Ablauf von neun Monaten nach 
dem entsprechenden Kalender-
jahr – also immer Ende Septem-
ber – stattfinden. Es wird da-
durch nahezu unmöglich, Ein-
künfte zu verstecken. Einige 
Staaten wie die Schweiz und 
Singapur werden erst ab Ende 
September 2018 am Datenaus-
tausch teilnehmen. Bisher haben 
sich insgesamt rund 100 Staaten 
zum automatischen 
Informationsaustausch 
verpflichtet. 
 
Es ist zunächst geboten, sich den 
Effekt des automatischen Infor-
mationsaustausches anzuschau-
en. Wenn international ein 
funktionierender Informa-
tionsaustausch der Finanz-
behörden besteht, soll die 
pauschale Abgeltungsteuer durch 
die individuelle Besteuerung 
ersetzt werden. Soweit 
Kapitalerträge schon steuerlich 
vorbelastet sind, soll dies beim 
Anleger nicht zu Nachteilen 
führen. 

 
Gemeinsame Antwort zu Fragen 
2 und 3: 
 
Wir wollen die Abgeltungssteuer 
abschaffen. Die SPD tritt für eine 
Besteuerung der privaten Kapi-
taleinkünfte mit dem progressi-
ven Einkommensteuertarif ein. 
Damit sollen private Kapitalein-
künfte wie andere Einkunftsar-
ten, etwa Einkünfte aus unselb-
ständiger Arbeit, wieder gleich 
besteuert werden. Bei der Rück-
kehr zur progressiven Besteue-
rung wird die SPD die Vorbelas-
tung von Dividenden auf Unter-
nehmensebene durch ein Teilein-
künfteverfahren auf Anleger-
ebene berücksichtigen. Eine hö-
here Besteuerung von Dividen-
den ist nicht beabsichtigt. 

 
Nein, Einkommen aus Arbeit wird 
bei uns häufig höher besteuert 
als Einkommen aus Vermögen. 
Während sich Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer dem Staat 
gegenüber gläsern machen müs-
sen, wird Kapitaleinkommen per 
Abgeltungsteuer anonym ver-
steuert. Das wollen wir ändern 
und die Abgeltungsteuer ab-
schaffen. Davon profitieren auch 
Kleinanleger*innen. 

 
Die Fragen 2 und 3 werden im Zu-
sammenhang beantwortet. 
 
Eine steuerliche Sonderbehand-
lung von Zinseinkünften ist poli-
tisch und verfassungsrechtlich 
problematisch, sobald der umfas-
sende automatische Informati-
onsaustausch zwischen den Staa-
ten in den Jahren nach 2018 ein-
geführt ist und dann auch tat-
sächlich funktionieren sollte. Da-
her wollen wir Freie Demokraten 
auf ein faires Besteuerungskon-
zept für Kapitaleinkünfte überge-
hen, in dem Zins- und Dividen-
deneinkünfte gleichbehandelt 
werden und die private Alters- 
und Vermögensvorsorge gestärkt 
wird. Dazu wollen wir die Abgel-
tungsteuer abschaffen. Für aus-
geschüttete Unternehmensge-
winne (Dividenden) wollen wir 
ein Teileinkünfteverfahren schaf-
fen, das die steuerliche Vorbelas-
tung der Gewinne auf der Unter-
nehmensebene angemessen be-
rücksichtigt. Für Zinsen wollen 
wir den Sparerfreibetrag von 
heute 801 Euro für Singles auf 
1.200 Euro und für Ehegatten 
von 1.602 Euro auf 2.400 Euro er-
höhen. Eine Spekulationsfrist von 
einem Jahr für Veräußerungsge-
winne aus Wertpapieren wollen 
wir wiedereinführen. 

 
Nein, hohe Einkommen aus Kapi-
talerträgen sollen nicht länger 
bevorzugt, sondern nach densel-
ben Sätzen besteuert werden, 
wie alle Einkommen. Die Abgel-
tungsteuer wollen wir daher ab-
schaffen. 

Während SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen die Abgeltungs-
steuer abschaffen wollen, knüp-
fen CDU/CSU und FDP dies zu-
mindest an die Bedingung, dass 
der vereinbarte internationale 
steuerliche Informationsaus-
tausch tatsächlich funktioniert.  

Das Argument, mit dem für die 
Abschaffung der Abgeltungs-
steuer geworben wird, ist falsch. 
Die Abgeltungssteuer begün-
stigt im Gegensatz zu Besteue-
rung von Einkommen keines-
wegs Kapitalerträge steuerlich, 
da Aktienerträge auf Unterneh-
mens- und auf Anlegerebene 
versteuert werden. Die Gesamt-
besteuerung liegt daher aktuell 
bei rund 50 Prozent. Wenn die 
Abgeltungssteuer bleibt, muss 
sie daher auf jeden Fall refor-
miert werden, indem auf Anle-
gerebene nur ein Teil der Aktien-
erträge versteuert wird. 
 
Erfolgt die Kapitalertragsbe-
steuerung stattdessen künftig 
nach dem persönlichen Einkom-
mensteuersatz, muss das Halb-
einkünfteverfahren für Dividen-
den wieder eingeführt werden.  
 
Um Anreize für den langfristigen 
Vermögensaufbau zu setzen, ist 
zudem die Steuerfreiheit von 
Veräußerungsgewinnen nach 
einer Spekulationsfrist notwen-
dig, die sich die FDP auf die 
Fahnen geschrieben hat.  
 
Auch wenn keine Partei die 
steuerliche Doppelbelastung 
von Kapitalerträgen ganz besei-
tigen will, werden unterschied-
liche Instrumente diskutiert, 
diese zumindest zu verringern. 
Dies ist im Ansatz positiv. Wir 
fürchten aber, dass es am Ende 
doch zur höheren Belastung von 
Aktienerträgen kommt.  
 

3. Werden Sie die derzeit 
existierende steuerliche 
Doppelbelastung von 
Kapitalerträgen, die sich 
durch die Besteuerung auf 
Unternehmensebene und 
auf Anlegerebene ergibt, 
mindestens verringern oder 
ganz beseitigen? 

 
Nach Besteuerung des Gewinns 
auf Unternehmensebene kommt 
es bereits heute bei Ausschüt-
tung einer Dividende nicht zu ei-
ner vollen Besteuerung bei der 
Einkommensteuer auf Anleger-
ebene. Der Vermeidung einer 
Doppelbesteuerung wird durch 
die Anwendung der Abgeltungs-
teuer oder durch das Teilein-
künfteverfahren Rechnung getra-
gen. Die Abgeltungsteuer wollen 
wir aus oben genannten Gründen 
abschaffen, so dass das zukünftig 
bei Dividenden allein das Teilein-
künfteverfahren verbleibt. 

 
Wir werden die steuerliche Dop-
pelbelastung nicht beseitigen, 
aber durch Beibehaltung des Teil-
einkünfteverfahrens weiterhin 
berücksichtigen. 
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Frage  

Aktieninstitut 
CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke 

Kommentar 
Aktieninstitut 

4. Werden Sie sich gegen die 
Einführung einer Finanz-
transaktionssteuer 
wenden? 

Unser Ziel bleibt, im Rahmen der 
verstärkten Zusammenarbeit mit 
anderen EU-Staaten eine Finanz-
transaktionssteuer einzuführen. 
Bei der Umsetzung werden wir 
darauf achten, dass Wettbe-
werbsverzerrungen vermieden 
und die Interessen des Finanz-
platzes Deutschland gewahrt 
bleiben. Nur als starker und wett-
bewerbsfähiger Finanzplatz kann 
Deutschland auch weiterhin aktiv 
die Regulierung der internationa-
len Finanzmärkte mitgestalten. 

Nein. Die SPD setzt sich für die 
Einführung einer Finanztransakti-
onssteuer mit breiter Bemes-
sungsgrundlage und niedrigem 
Steuersatz ein. Durch die Finanz-
transaktionssteuer soll der Fi-
nanzsektor entsprechend seinem 
Gewicht stärker an der Finanzie-
rung des Gemeinwesens beteiligt 
werden. Außerdem macht die Fi-
nanztransaktionssteuer be-
stimmte ökonomisch unsinnige 
Transaktionen, wie den Hochfre-
quenzhandel, unattraktiv und 
wirkt somit der Aufblähung des 
Handelsvolumens entgegen. 

Nein, denn einerseits hat die FTT 
eine wichtige Lenkungswirkung 
und hilft z.B. bei der Eindäm-
mung des Hochfrequenzhandels. 
Andererseits würden Finanzum-
sätze, so wie die Umsätze aller 
Branchen, an der Finanzierung 
öffentlicher Aufgaben beteiligt. 
An der Umsetzung müssen sich 
möglichst viele Länder beteiligen. 

Wir Freie Demokraten lehnen die 
Einführung einer Finanztransakti-
onssteuer (FTT) klar ab. Die 
Steuer würde zu Verteuerung der 
Transaktionskosten führen, die 
letztlich auf Kleinanleger und Re-
alwirtschaft abgewälzt würde. 
Gleiches gälte für den Bereich 
der Altersvorsorge, da Anbieter 
von Altersvorsorgeprodukten die 
Beiträge ihrer Kunden typischer-
weise in Finanzprodukte anlegen, 
die durch eine FTT verteuert wür-
den. Darüber hinaus sind wir der 
Überzeugung, dass Fehlentwick-
lungen an den Finanzmärkten 
durch gezielte regulatorische 
Maßnahmen und nicht durch die 
Einführung neuer Steuern zu be-
heben sind. 
 

Nein, keineswegs, DIE LINKE ist 
ganz klar für die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer – und 
dies aus guten Gründen: Die Fi-
nanztransaktionssteuer hilft Fehl-
entwicklungen an den Finanz-
märkten zurückzudrängen, sie 
schrumpft und stabilisiert die Fi-
nanzmärkte. Dabei generiert sie 
öffentliche Mehreinnahmen, die 
sinnvoll für den globalen Klima-
schutz, eine nachhaltige Entwick-
lung in Ländern des Südens sowie 
den sozial-ökologischen Umbau 
hierzulande verwendet werden 
können. 

Die Einführung einer Finanz-
transaktionssteuer wird Privat-
anleger und Unternehmen mit 
rund 5 bis 7,3 Mrd. € pro Jahr 
belasten, wie das Deutsche 
Aktieninstitut in seiner Studie 
„Die Finanztransaktionssteuer – 
ein finanzpolitischer Irrweg“ 
gezeigt hat. Diese wird vor al-
lem die Vermögensbildung und 
Altersvorsorge der Bürger ver-
teuern und Arbeitsplätze ge-
fährden. Angesichts des Brexit 
werden erhebliche zusätzliche 
Wettbewerbsnachteile entste-
hen.  

Obwohl all dies bekannt ist, 
lehnt einzig die FDP die Finanz-
transaktionssteuer ab. CDU/CSU 
wollen zumindest Wettbewerbs-
nachteile vermeiden und die In-
teressen des Finanzplatzes 
Deutschland wahren. Ein wich-
tiger Vorsatz – auch wenn un-
klar bleibt, wie sie sich dies im 
Zusammenhang mit der Finanz-
transaktionssteuer konkret 
vorstellen.  

SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
versprechen sich von der Finanz-
transaktionssteuer einen wich-
tigen Beitrag, den Hochfre-
quenzhandel einzudämmen. Die 
angebliche schädliche Wirkung 
des Hochfrequenzhandels ist mit 
einem Fragezeichen zu verse-
hen, denn ein entsprechender 
wissenschaftlicher Nachweis 
ließ sich bisher nicht führen. 

Genauso wenig ist die Finanz-
transaktionssteuer geeignet die 
Finanzmärkte zu stabilisieren, 
wie sich das Bündnis 90/Die 
Grünen und die Linken 
vorstellen.   

https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=149
https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=149
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Frage  

Aktieninstitut 
CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke 

Kommentar 
Aktieninstitut 

5. Der geplante Austritt des 
Vereinigten Königreichs aus 
der Europäischen Union 
sorgt für große Verunsi-
cherung in der Wirtschaft. 
Werden Sie sich für Über-
gangsregeln in allen Wirt-
schaftsbereichen zur 
Bewältigung der bevor-
stehenden Veränderungen 
einsetzen? 

 
Es liegt in unserem Interesse, 
dass wir auch nach dem BREXIT 
mit Großbritannien intensive 
wirtschaftliche und politische 
Verbindungen pflegen. Ziel muss 
es sein, die negativen Auswirkun-
gen des BREXIT für die Menschen 
und die Wirtschaft in Grenzen zu 
halten. Dabei sind wir für prag-
matische Lösungen offen. So wol-
len wir Rechtsunsicherheit und 
Härten für die betroffenen Men-
schen und die Wirtschaft vermei-
den. Klar ist aber auch: Wer die 
EU verlässt, kann nicht weiter 
von allen Vorteilen der Gemein-
schaft profitieren. 

 
Die Europäische Kommission ist 
Verhandlungsführerin für die ge-
samte Union. Ihr ist ein Mandat 
der EU-Mitgliedstaaten erteilt 
worden. Einzelne Staaten in der 
Europäischen Union können sich 
nur im Rat mit Positionen und 
Vorschlägen einbringen und für 
Mehrheiten werben. Ob mittel-
fristig die Frage nach Übergangs-
fristen dort diskutiert wird, ist 
nicht ausgeschlossen und – je 
nach Verhandlungsverlauf – viel-
leicht sogar wahrscheinlich. Ob – 
und ggfls. für welche Branchen – 
Übergangsfristen bejaht werden 
sollten, müsste nach einer aus-
führlichen Konsultation mit den 
betroffenen Wirtschaftskreisen 
entschieden werden, die derzeit 
noch nicht durchgeführt wurde. 

 
Der Zusammenhalt der EU-27 
muss in den Brexit-Verhandlun-
gen wichtigstes Ziel sein und blei-
ben. Die Verhandlungen müssen 
bis zum Ende geschlossen geführt 
und bilaterale Nebenverhandlun-
gen um einzelstaatliche Interes-
sen ausgeschlossen werden. Ein 
freier Zugang zum EU-Binnen-
markt darf nur möglich sein, 
wenn die Einheitlichkeit des Eu-
roparechts und die Geltung aller 
vier Grundfreiheiten, insbeson-
dere der Personenfreizügigkeit, 
gewahrt bleiben. Ein mögliches 
Freihandelsabkommen mit Groß-
britannien als Drittstaat kann 
nach geltenden EU-Verträgen 
erst nach dem offiziellen Austritt 
des Vereinigten Königreichs fina-
lisiert werden. Sollte es schon 
während der Verhandlungen zu 
Gesprächen über ein Freihandels-
abkommen oder sogar offiziellen 
Verhandlungen kommen, muss 
der Rat nach unserer Vorstellung 
das Europäische Parlament vor-
her um Zustimmung zu den 
Grundlagen der Verhandlungen 
bitten.  

 
Wir Freie Demokraten bedauern 
die Brexit-Entscheidung der briti-
schen Bürgerinnen und Bürger, 
wollen aber nun pragmatisch mit 
der Situation umgehen. Denn wir 
respektieren diese Entscheidung. 
Es gilt jetzt, in einem partner-
schaftlichen Verfahren, die Bedin-
gungen des Austritts mit London 
zu verhandeln. Es ist wichtig, Groß-
britannien als einen starken Part-
ner der EU zu erhalten, aber nicht 
um jeden Preis: Ein „Rosinenpi-
cken“ oder die Aufgabe grundle-
gender Prinzipien des Binnenmark-
tes kommt für uns nicht in Frage. 
Daher wird es eine Mitgliedschaft 
‚light‘ für Großbritannien nicht ge-
ben können, denn die vier Grund-
freiheiten des Binnenmarktes sind 
unteilbar – freien Waren-, Kapital- 
und Dienstleistungsverkehr in An-
spruch zu nehmen, ohne gleichzei-
tig die Freizügigkeit von Arbeitneh-
mern zu akzeptieren, muss ausge-
schlossen sein und bleiben. Wich-
tig ist uns Freien Demokraten da-
bei, den Schaden für die Wirtschaft 
auf beiden Seiten des Kanals zu mi-
nimieren. Deutschland als offene, 
exportorientierte Volkswirtschaft 
würde durch Zölle und Handelsbar-
rieren besonders hart getroffen 
werden – das gilt sowohl für den 
Export auf als auch für den Import 
von der Insel. Ziel der Verhandlun-
gen muss es daher sein, die Wirt-
schaftsbeziehungen zwischen dem 
Vereinigten Königreich und der EU 
zukunftssicher zu gestalten. Aus 
Sicht der Freien Demokraten sollte 
dies in Form eines Freihandelsab-
kommens erfolgen. Besonders 
wichtig ist, dass die EU und Groß-
britannien vor Frühjahr 2019 Klar-
heit über ihr zukünftiges Verhältnis 
schaffen, damit die nächsten Wah-
len zum Europäischen Parlament 
auf neuer Grundlage durchgeführt 
werden können. 

 
DIE LINKE setzt sich dafür ein, 
dass weder umfangreiche Er-
leichterungen, geltende Bestim-
mungen/Verfahren ausgesetzt, 
niedrigere Standards oder finan-
zielle Zugeständnisse für das Ver-
einigte Königreich zulasten der 
BürgerInnen in der EU verab-
schiedet, noch die Hürden für 
den Austritt über Gebühr hoch 
gesetzt werden. Eine nachträgli-
che „Bestrafung“ der Bevölke-
rung und ihres Abstimmungser-
gebnisses durch die EU lehnen 
wir ab. Alles Weitere zum Brexit 
ist detailliert, transparent und 
demokratisch in den nächsten 
Jahren zu regeln und wird von 
uns kritisch begleitet. 

In seinem Positionspapier 
„Austrittsverhandlungen der 
Europäischen Union mit dem 
Vereinigten Königreich: Brexit-
Risiken minimieren und den 
europäischen Kapitalmarkt 
stärken“ hat das Deutsche 
Aktieninstitut die vielfältigen 
Probleme im Kapital- und 
Finanzmarktbereich sowie im 
Gesellschaftsrecht klar heraus-
gearbeitet. Alleine die Vielzahl 
und die Komplexität der zu be-
arbeitenden Themen werden 
mehr Zeit in Anspruch nehmen 
als die in Artikel 50 des EU-
Vertrags dafür vorgesehenen 
zwei Jahre. Übergangsregelun-
gen sind daher zwingend, um 
Arbeitsplätze in der EU 27 nicht 
zu gefährden. 

Keine der dazu befragten Par-
teien sieht sich in der Pflicht, 
zum Thema Übergangsregeln 
aktiv zu werden. Welche Par-
teien auch immer die nächste 
Regierung stellen werden, sie 
werden sich mit dem Thema 
nach der Wahl intensiv befassen 
müssen, um Schaden von Euro-
pa und Deutschland abzuwen-
den.  

Dabei gehen die Aussagen von 
CDU/CSU und FDP, negative 
Auswirkungen minimieren und 
Rechtsunsicherheit vermeiden 
zu wollen, in die richtige Rich-
tung. Das von der FDP gefor-
derte Freihandelsabkommen 
könnte als letzte Option ein 
gangbarer Weg sein. Sicher ist, 
dass die Verhandlungen eines 
solchen deutlich mehr als zwei 
Jahre in Anspruch nehmen 
werden. 

https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=475
https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=475
https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=475
https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=475
https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=475
https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=475
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Frage  

Aktieninstitut 
CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke 

Kommentar 
Aktieninstitut 

6. Welche Maßnahmen 
werden Sie ergreifen, um 
Börsengänge in Deutsch-
land zu erleichtern und 
somit die Unternehmens-
finanzierung auf eine 
breitere Basis zu stellen 
und Anlegern ein breites 
Spektrum zu Geldanlage 
zu ermöglichen? 

 
Gemeinsam mit der Deutschen 
Börse AG hat sich die unionsge-
führte Bundesregierung für das 
neue Börsensegment „Scale“ ein-
gesetzt. Es ermöglicht vor allem 
kleinen und mittleren Unterneh-
men sowie insb. für junge 
Wachstumsunternehmen, Eigen-
kapital über einen Börsengang zu 
akquirieren. 
 
Damit mehr Unternehmen in 
Deutschland an die Börse gehen, 
bedarf es eines guten wirt-
schaftspolitischen Umfelds. Da-
her wollen wir die wirtschaftspo-
litischen Rahmenbedingungen 
weiter stärken, insbesondere 
durch Steuersenkungen. 
 
Wir werden auch die Bedingun-
gen für Wagniskapital weiter ver-
bessern. Den Zugang für Start-
ups zu Wagniskapital wollen wir 
auch über steuerliche Förderung 
erleichtern: Wer sich an Start-ups 
beteiligt, soll das bei der Steuer 
berücksichtigen können. 

 
Börsengänge wollen gut vorbereitet 
werden. Nicht jedem Unternehmen 
kann in jeder Phase zu diesem 
Schritt geraten werden. Hier kann 
die Politik auch nur bedingt Rat-
schläge geben. Wir haben uns in der 
laufenden 18. Wahlperiode aller-
dings stark für die Förderung der 
Wagniskapitalfinanzierung einge-
setzt, um die Finanzierung von Un-
ternehmen auf eine breitere Basis zu 
stellen und wir werden diesen Weg 
fortsetzen. 
Unser Hauptaugenmerk liegt jetzt 
auf der Wachstumsfinanzierung. 
Viele junge innovative Unternehmen 
haben erheblichen Kapitalbedarf, 
damit sie so wachsen können, dass 
sie auf Dauer überlebensfähig sind. 
Die SPD hat sich in der Koalition da-
her für ein noch stärkeres Engage-
ment der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW) eingesetzt – mit Erfolg. 
Die Erträge aus der sogenannten 
Förderrücklage I des ERP-Sonderver-
mögens in Höhe von 4,65 Milliarden 
Euro werden zukünftig für die Wag-
niskapital- und Beteiligungsfinanzie-
rung der KfW zur Verfügung stehen. 
Über eine Tochtergesellschaft der 
KfW können dann jährlich insgesamt 
200 Mio. Euro in Venture Capital-
Dachfonds investiert werden. 
Wenn sich ein Unternehmen nach 
der Wachstumsphase konsolidiert 
hat, brauchen Investoren die Mög-
lichkeit, ihr Investment aus dem Un-
ternehmen herauszuziehen, um es 
neu investieren zu können. Dies 
kann durch einen Börsengang er-
möglicht werden. Dazu hat die Deut-
sche Börse AG seit dem 1. März 
2017 das neue Marktsegment 
„Scale“ geschaffen, das gerade jun-
gen und innovativen Unternehmen 
den Börsengang erleichtern soll. 
Wir werden die Gründungs- und 
Wachstumsfinanzierung im Blick be-
halten und prüfen, durch welche 
weiteren Maßnahmen der Kapitalbe-
darf von start-ups verbessert wer-
den kann. Nicht unterstützen kön-
nen wir Forderungen nach einer Auf-
weichung des deutschen Arbeits-
rechts, welches zum Schutz von an-
gestellten Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern beibehalten werden 
muss. 

 
Wir wollen die steuerliche Sub-
ventionierung von Fremdkapital 
vor Eigenkapital abschaffen, was 
die Finanzierung über die Aus-
gabe von Aktien attraktiver 
macht. Darüber hinaus wollen 
wir die Bedingungen für Start-ups 
und KMUs verbessern. Dadurch 
werden auch mehr Unternehmen 
eine sinnvolle Größe für einen 
Börsengang erreichen. Hierbei 
sehen wir Verbesserungsbedarf 
in vielen Bereichen. Konkret geht 
es um den Abbau von Bürokratie 
bei Gründungen (One-Stop-
Shops), bessere Absicherung und 
Förderung von Selbstständigkeit, 
die Einführung einer steuerlichen 
Forschungsförderung von KMU, 
höhere Haushaltsmittel für die 
Projektförderung, bessere Zu-
gänge zu Wagniskapital, etc.  

 
Wir Freie Demokraten setzen uns 
für einen international wettbe-
werbsfähigen Finanzplatz 
Deutschland mit einer starken 
Deutschen Börse in Frankfurt ein. 
Für mehr Börsengänge braucht 
es mehr junge und wachstums-
starke Unternehmen mit Börsen-
reife. Wir wollen hierzu beste 
Rahmenbedingungen für Start-
Ups, Gründergeist und Risikobe-
reitschaft, eine offene Gesell-
schaft und gesellschaftliche Auf-
geschlossenheit für Forschung, 
eine schlanke Bürokratie und 
eine digitale Verwaltung sowie 
mehr Wagniskapital in Deutsch-
land. Wir fordern deshalb ein 
Venture-Capital-Gesetz, das um-
fassend und ganzheitlich beste 
Bedingungen für Wagniskapital in 
Deutschland für Unternehmen, 
Investoren und Venture-Capital-
Gesellschaften schafft. 

 
Alle seriösen, belastbaren Zahlen 
und Befragungen zeigen uns, 
dass es keine grundsätzlichen 
Probleme bei der Unternehmens-
finanzierung gibt. Die Versorgung 
mit Krediten und auch die Finan-
zierung über den Kapitalmarkt 
sind für die Mehrheit der Unter-
nehmen gegeben. DIE LINKE sieht 
zwar durchaus bestimmte För-
dernotwendigkeiten bei spezifi-
schen Unternehmen in bestimm-
ten Phase, die aber im Rahmen 
des Ausbaus bestehender Pro-
gramme von Bund/Ländern 
punktgenauer geregelt werden 
können. Für uns besteht deshalb 
kein Anlass gesetzliche Maßnah-
men zu ergreifen bzw. zu unter-
stützen oder öffentliche Gelder 
einzusetzen, um generell Börsen-
gänge von Unternehmen in 
Deutschland zu erleichtern. 
Ebenso wenig wollen wir die indi-
viduellen Sparentscheidungen 
politisch beeinflussen und die be-
stehenden unzähligen Möglich-
keiten der privaten Kapitalanlage 
noch weiter als bisher fördern. 
 

 
Mit Ausnahme der Linken wol-
len alle Parteien die Bedingun-
gen für Start-Ups und Wagnis-
kapital inklusive Börsengang 
verbessern. Aussagen zur Ver-
besserung der kapitalmarkt-
politischen Rahmenbedingun-
gen für etablierte Unternehmen 
sucht man dagegen vergeblich.  

Die Verweise von CDU/CSU und 
SPD auf das neue Börsenseg-
ment „Scale“ reichen insoweit 
nicht aus. Bei der Diskussion um 
die Förderung von Start-ups und 
mehr Börsengängen von kleinen 
und mittleren Unternehmen 
wird leicht vergessen, dass für 
den Schritt an die Börse in der 
Regel nur dann ein dauerhafter 
Anreiz besteht, wenn Going und 
Being Public auch in späteren 
Wachstumsphasen attraktiv 
sind.  

Bündnis 90/Die Grünen wollen 
die steuerliche Subventionie-
rung von Fremdkapital vor Ei-
genkapital abschaffen. Dies ist 
grundsätzlich ein guter Vor-
schlag, wenn der Teufel auch im 
Detail stecken wird. Gründer-
geist, eine offene Gesellschaft 
und gesellschaftliche Aufge-
schlossenheit werden sich nicht 
per Gesetz einfordern lassen. 
Trotzdem ist es richtig, dass 
Deutschland mehr Wagniskapi-
tal braucht. Wir sind gerne 
bereit an dem von der FDP 
vorgeschlagenen „Venture-
Capital-Gesetz“ mitzuarbeiten.  
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Frage  

Aktieninstitut 
CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke 

Kommentar 
Aktieninstitut 

7. Werden Sie sich dafür ein-
setzen, die Mitarbeiterkapi-
talbeteiligung unter ande-
rem mit Belegschaftsaktien 
zu stärken, und falls ja, mit 
welchen Maßnahmen? 

 
CDU und CSU wollen, dass 
Arbeitnehmer am Erfolg ihres 
Unternehmens besser teilhaben 
können. Dazu werden wir die 
Rahmenbedingungen zur Mit-
arbeiterkapitalbeteiligung 
attraktiver gestalten. 

 
Wir sehen in der Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung eine gute 
Möglichkeit, um Mitarbeiter am 
Erfolg des Unternehmens zu 
beteiligen. Angesichts der Ver-
mögensverteilung in Deutschland 
wollen wir die Vermögenslage 
der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer verbessern. Es 
geht um einen fairen Anteil am 
ökonomischen Erfolg. Von einer 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
profitieren auch die Unterneh-
men. Die Motivation der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter kann 
gesteigert, deren Bindung an den 
Betrieb gestärkt werden. Die 
Eigenkapitalbasis der beteiligten 
Unternehmen kann verbessert 
werden. Natürlich hängen diese 
Effekte von einer attraktiven 
Gestaltung der Beteiligung ab. 
Deshalb bleibt in diesem Zusam-
menhang ein ganz wichtiger 
Punkt, dass die Arbeitnehmer-
innen und Arbeitnehmer auch 
Sicherheit im Insolvenzfall haben. 
Und wir wollen natürlich nicht, 
dass die Mitarbeiterkapital-
beteiligung in Konkurrenz tritt 
insbesondere zur gerade neu 
gestalteten betrieblichen 
Altersvorsorge. 

 
Wir planen hier keine Verände-
rungen. Wir wollen die Förde-
rung der privaten Altersvorsorge 
stärker auf kleine bis mittlere 
Einkommen fokussieren und 
außerdem erreichen, dass die 
betriebliche Altersvorsorge allen 
Beschäftigten zugutekommt. Die 
konkreten Anlageformen wollen 
wir aber gleich behandeln, so 
dass die für Absicherung und 
Altersvorsorge besonders not-
wendige Risikostreuung auch 
tatsächlich gewährleistet wird. 
Eine deutliche Begünstigung der 
Beteiligung am eigenen Unter-
nehmen vor anderen Anlagefor-
men führt zu einem doppelten 
Risiko für die Beschäftigten im 
Fall einer ungünstigen Unterneh-
mensentwicklung: Sie tragen das 
Arbeitsplatzrisiko, und sie riskie-
ren gleichzeitig ihre Ersparnisse. 

 
Wir Freie Demokraten wollen die 
Mitarbeiterbeteiligung am Unter-
nehmenserfolg und -kapital vo-
rantreiben. Denn wir sehen darin 
viele Vorteile: Wenn Beschäftigte 
etwa durch Gewinnbeteiligung 
oder Aktien am Wachstum ihres 
Unternehmens teilhaben, fördert 
dies ihre Motivation, Identifika-
tion und ihr unternehmerisches 
Handeln. Zudem können so mehr 
Menschen unmittelbarer an den 
wirtschaftlichen Chancen der 
Globalisierung teilhaben. Arbeit-
geber wiederum können dadurch 
qualifizierte Fachkräfte gewinnen 
oder auch ihre Kapitalausstat-
tung verbessern. Darüber hinaus 
können Mitarbeiterbeteiligungen 
die Nachfolge bei einer Betriebs-
übergabe erleichtern. Gerade für 
die Arbeitswelt der Zukunft soll-
ten diese Chancen für eine part-
nerschaftliche Unternehmens-
kultur nicht ungenutzt bleiben. 
Deshalb setzen wir uns für bes-
sere Möglichkeiten der Mitar-
beiterbeteiligung ein. So wollen 
wir zum Beispiel bürokratische 
Hürden abbauen und die Ent-
wicklung alternativer Modelle 
unterstützen, insbesondere für 
Betriebsnachfolgen und Start-
Ups. Dazu gehört auch, den Steu-
erfreibetrag für die Mitarbei-
terkapitalbeteiligung zu erhöhen. 
Für uns ist klar, dass es für Mitar-
beiterbeteiligungen keine Stan-
dardlösungen gibt. Sie müssen 
daher freiwillig von Beschäftigten 
und Arbeitgebern vereinbart 
werden. Einen gesetzlichen oder 
tariflichen Zwang darf es nicht 
geben. Zudem halten wir die Har-
monisierung internationaler 
Standards für sinnvoll, um grenz-
überschreitende Beteiligungen zu 
vereinfachen oder erst zu ermög-
lichen. 
 

   
Bündnis 90/Die Grünen sehen 
bei der Mitarbeiterkapitalbetei-
ligung vor allem das „doppelte 
Risiko“ für den Arbeitnehmer, 
im Falle einer schlechten Unter-
nehmensentwicklung gleich-
zeitig Arbeitsplatz und Erspar-
nisse zu verlieren. Diese Argu-
mentation verkennt, dass nur 
ein begrenzter Teil der Erspar-
nisse der Mitarbeiter in Unter-
nehmensanteile angelegt wäre. 
Die Mitarbeiterkapitalbeteili-
gung nicht zu stärken, verspielt 
die Chance, Arbeitnehmer am 
Produktivkapital der Unterneh-
men zu beteiligen und sie damit 
an den Gewinnen ihrer Unter-
nehmen teilhaben zu lassen.  

Dies erkennt die SPD an, lässt 
aber offen, ob sie Maßnahmen 
ergreifen will, die Mitarbeiter-
kapitalbeteiligung attraktiver zu 
gestalten. Der Hinweis, dass es 
zu keinem Konkurrenzverhältnis 
zu der gerade neu gestalteten 
betrieblichen Altersvorsorge 
kommen darf, lässt aber wenig 
Hoffnung auf Verbesserung zu. 

Auch wenn CDU/CSU pauschal 
erklären, dass sie die Rahmen-
bedingungen für die Mitarbei-
terkapitalbeteiligung attraktiver 
gestalten wollen, hätte man 
sich an dieser Stelle konkrete 
Verbesserungsvorschläge 
gewünscht. 

Diese liefert die FDP, die die 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
sowohl durch Bürokratieabbau, 
einen höheren Steuerfreibetrag 
für Mitarbeiter als auch die 
Harmonisierung internationaler 
Standards vorantreiben will. 
Dies umgesetzt, würde für die 
Mitarbeiterkapitalbeteiligung 
einen großen Schritt nach vorne 
bedeuten.  
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Frage  

Aktieninstitut 
CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke 

Kommentar 
Aktieninstitut 

8. Eine langfristig ausgerich-
tete und diversifizierte 
Aktienanlage trägt wesent-
lich zu einer renditestarken 
Vermögensanlage bei 
Stiftungen bei. Damit ist 
die Finanzierung von 
gesellschaftlichen und 
sozialen Stiftungsprojekten 
gesichert. Werden Sie sich 
für einen regulatorischen 
Rahmen einsetzen, der 
Stiftungen mehr Flexibilität 
bei der Vermögensanlage 
eröffnet und Unsicherhei-
ten nimmt, in Aktien zu 
investieren? 

 
Die unionsgeführte Bundesregie-
rung hat vor kurzem die Anlage-
verordnung modernisiert und an 
die Herausforderungen der Nie-
drigzinsphase angepasst. Damit 
wurden die Rahmenbedingungen 
für Stiftungen, die sich an der 
Anlageverordnung orientieren, 
verbessert. Ob weitere Anpas-
sungen erforderlich sind, werden 
wir prüfen, wenn diese Verbes-
serungen ihre Wirkung entfaltet 
haben. 

 
Stiftungen sind grundsätzlich zum 
Vermögenserhalt verpflichtet. 
Dieser Grundsatz ist auch bei der 
Auswahl von Kapitalmarktpro-
dukten zu beachten und kann die 
Entscheidung für eine Investition 
in risikoreiche Anlagen beeinflus-
sen. Die SPD hält eine Moderni-
sierung des Stiftungsrechts für 
erforderlich und wird sich dabei 
auch für eine Verbesserung der 
Möglichkeiten zur Anlage in 
Kapitalmarktprodukte einsetzen. 

 
Die derzeitigen niedrigen Rendi-
ten stellen Stiftungen bei der Er-
füllung ihres Zwecks vor große 
Herausforderungen. Einer Flexi-
bilisierung der Anlagemöglich-
keiten stehen wir offen gegen-
über, solange sichergestellt ist, 
dass das Stiftungskapital erhalten 
bleibt. Denn gerade für Anleger 
mit einem so langfristigen Anla-
gehorizont wie Stiftungen kann 
die Beimischung von Aktien in 
den Portfolien eine gute Möglich-
keit sein die Rendite zu stabilisie-
ren ohne die Risiken wesentlich 
zu erhöhen. Insbesondere Stif-
tungen sollten bei ihrer Anlage-
strategie auf Nachhaltigkeit set-
zen und soziale und ökologische 
Belange einbeziehen, auch um 
langfristige Risiken, z.B. aus der 
sogenannten Carbon Bubble, zu 
vermeiden. 
 

 
Wir Freien Demokraten setzen 
uns grundsätzlich für eine 
deutlich breitere Anlagemög-
lichkeit institutioneller Anleger 
ein. Dies umfasst auch 
Stiftungen. 

  
Die Leistungsfähigkeit von Stif-
tungen hängt von der nachhal-
tigen Rentabilität ihrer Kapital-
anlagen ab. Stiftungen, die Teile 
ihres Kapitals in Aktien anlegen, 
können ihre gemeinnützigen 
Zwecke wegen höherer Erträge 
langfristig besser und sicherer 
erfüllen – unabhängig von der 
aktuellen Niedrigzinsphase, so 
die Studie des Deutschen 
Aktieninstituts "Aktienanlage in 
Stiftungen".  

Obwohl Stiftungen mit ihrem 
vielfältigen gesellschaftlichen 
und sozialen Engagement eine 
wichtige Rolle spielen, sind die 
Antworten der Parteien für 
einen besseren regulatorischen 
Rahmen der Stiftungsfinanzie-
rung nicht überzeugend. Die 
Antwort der CDU/CSU geht am 
Thema vorbei, da die Änderung 
der AnlageVO die für Aktien ent-
scheidende Vorschrift nicht 
berührt. Die FDP erklärt, dass 
sie sich grundsätzlich für brei-
tere Anlagemöglichkeiten insti-
tutioneller Anleger einsetze, 
auch für Stiftungen. Die SPD 
will sich für eine Verbesserung 
der Möglichkeit zur Anlage in 
Kapitalmarktprodukte durch 
Stiftungen einsetzen. Bündnis 
90/Die Grünen stehen dem 
„offen gegenüber“ wenn der 
Kapitalerhalt gewährleistet 
wird. Dass Stiftungen in ihrer 
Anlagestrategie vor allem sozi-
ale und ökologische Belange 
berücksichtigen sollen, wie von 
Bündnis 90/Die Grünen gefor-
dert, führt zu einem Mehr an 
politischen Vorgaben bei der 
Aktienanlage. 

https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=357
https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=357
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Aktieninstitut 
CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke 

Kommentar 
Aktieninstitut 

9. Werden Sie sich für eine 
nationale Agenda zur 
ökonomischen Bildung 
einsetzen? 

 
Wichtig ist, dass Kenntnisse über 
finanzielle Fragen bereits in der 
Schule vermittelt werden. Wirt-
schaft und Recht sind schon in 
einigen Bundesländern verbind-
liche Schulfächer. Darüber hinaus 
existieren bereits zahlreiche Ini-
tiativen, die entsprechende Bil-
dungsinhalte anbieten. 

 
Die SPD will mit ihrer Bildungs-
politik dazu beitragen, jungen 
Menschen einen differenzierten 
Blick auf das eigene Leben sowie 
die sozialen, politischen, kultu-
rellen, ökonomischen und histo-
rischen Zusammenhänge unserer 
Gesellschaft zu ermöglichen. Für 
uns bieten vor allem gute Ganz-
tagsschulen mehr Raum und Zeit 
für das gemeinsame Lernen und 
die ausführliche Behandlung 
komplexer Sachverhalte, wie sie 
sich auch in der Ökonomie 
ergeben. Wir wollen deshalb den 
flächendeckenden Ausbau guter 
Ganztagsangebote vorantreiben. 
Unser Ziel ist hierbei der 
Rechtsanspruch auf ganztägige 
Bildung und Betreuung. In einem 
ersten Schritt wollen wir dies in 
den nächsten vier Jahren für die 
Grundschulen durchsetzen. 
Gemeinsam mit den Ländern 
wollen wir hierbei auch die 
Schulsozialarbeit ausbauen. Denn 
Schulen mit Ganztagsangeboten, 
die über den Unterricht 
hinausgehen, brauchen 
multiprofessionelle Teams. 

 
Ökonomische Bildung ist für uns 
mehr als ein Schulfach „Wirt-
schaft“. Wir setzen daher darauf, 
dass ökonomische Zusammen-
hänge, die eigene Rolle als Kon-
sumierende oder Produzierende 
sowie Verbraucherschutz- und 
Nachhaltigkeitsaspekte in ver-
schiedenen Fächern altersge-
recht thematisiert werden. 
Anhand von Alltagsfragen von 
Kindern und Jugendlichen kön-
nen dann auch zentrale gesell-
schaftliche Herausforderungen 
wie Märkte, Währungen, finan-
zielle Stabilität, Ungleichheit 
sowie ökologische und allge-
meine Nachhaltigkeit themati-
siert werden. 

Ja. Für uns Freie Demokraten ist 
ökonomische Bildung ein wichtiger 
Teil der Allgemeinbildung, die das 
Urteilsvermögen der Bürger und 
Verbraucher in der Sozialen Markt-
wirtschaft schärft. Dafür möchten 
wir wirtschaftliches Grundwissen 
durch die flächendeckende Ein-
führung eines Schulfachs „Wirt-
schaft“ – ähnlich wie in Bayern – 
schon in der Schule stärken. Zu-
gleich sollte es auch ein eigenstän-
diges Fach im Rahmen der Lehrer-
ausbildung geben. Das Thema 
Selbstständigkeit und Unterneh-
mertum gilt es, in den Lehrplänen 
aller Schulformen verankern. 
Gründer und Gründerinnen ge-
stalten mit ihren Ideen unsere 
Zukunft und sorgen für neue Ar-
beitsplätze. Damit dieses Erfolgs-
modell weiterbestehen kann, 
müssen wir Hindernisse zur Selbst-
ständigkeit abbauen und die Grün-
derkultur von klein auf zugänglich 
machen. Deshalb wollen wir schon 
unsere Kinder zum Beispiel mit 
Projekten und Planspielen in den 
Schulen an das Thema heranfüh-
ren. Dazu sollen Schulen mit Un-
ternehmen und Selbstständigen 
zusammenarbeiten. Bei Projekten 
wie „Unternehmer im Klassen-
zimmer“, „Chance Chef“ oder 
„Schüler im Chefsessel“ können 
Schülerinnen und Schüler den 
Arbeitsalltag von Selbstständigen 
hautnah erleben, so dass Selbst-
ständigkeit für alle eine Option 
werden kann. Wir Freie Demokra-
ten treten überdies dafür ein, dass 
junge Menschen im Rahmen des 
Fachs „Wirtschaft“ möglichst viele 
Einblicke in die Praxis von Betrie-
ben erhalten. Insbesondere bei 
Praktika sammeln sie praktische 
Erfahrungen mit der Arbeitswelt 
und lernen Berufe kennen, die 
ihnen Perspektiven und Chancen 
eröffnen. Veranstaltungen zur 
Berufsorientierung wie ein „Tag 
der beruflichen Bildung“ an allen 
Schulen ermöglichen es zudem 
den Betrieben, Ausbildungsan-
gebote sowie Beschäftigungs- und 
Karriereperspektiven vorzustellen. 

  
Ein klares „Ja“ kommt einzig von 
der FDP, die in einer sehr diffe-
renzierten Antwort auf viele 
Details eingeht.  

Bündnis 90/Die Grünen hinge-
gen wollen ökonomische Zusam-
menhänge in den verschiedenen 
Schulfächern thematisieren. Da-
bei sollen vor allem Verbrau-
cherschutz- und Nachhaltig-
keitsaspekte eine Rolle spielen. 
Sie betrachten Märkte als 
„Herausforderung“ statt sie als 
Teil der Lösung anzusehen. 

Weder CDU/CSU noch SPD zei-
gen großes Engagement, sich 
für eine nationale Agenda zur 
ökonomischen Bildung einzu-
setzen. Beide Parteien sind of-
fensichtlich der Ansicht, dass 
der heute in den Schulen vermit-
telte Stoff ausreicht. 

Sie verkennen dabei, dass an-
dere Länder wie beispielsweise 
die Niederlande oder die USA 
aus gutem Grund bereits eine 
„nationale Agenda der finanziel-
len Bildung“ eingeführt haben. 
Die Vermittlung grundlegender 
Zusammenhänge unserer Wirt-
schaftsordnung und die soziale, 
gesellschaftliche und politische 
Einbindung wirtschaftlicher The-
men sind essenziell, da sie die 
Entscheidungs- und Handlungs-
möglichkeiten der Bürger in ei-
ner freiheitlichen Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung be-
dingen. 
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Frage  

Aktieninstitut 
CDU/CSU SPD Bündnis 90/Die Grünen FDP Die Linke 

Kommentar 
Aktieninstitut 

10. Werden Sie den Regulie-
rungsrahmen neu justie-
ren, damit Banken wieder 
stärker in Aktien und an-
dere Wertpapiere beraten 
und wenn ja, wie? 

 
Der Regulierungsrahmen ist eu-
ropäisch vorgegeben und lässt 
den Mitgliedstaaten nur wenig 
Handlungsspielraum. Unser Ziel 
ist aber, dass sich Verbraucher 
und Anlageberater auf Augen-
höhe begegnen. So stellen wir 
bestmöglichste Beratungsergeb-
nisse sicher. Deshalb hat die uni-
onsgeführte Bundesregierung ne-
ben der provisionsgestützten Be-
ratung die Honorarberatung als 
Alternative etabliert. Auch die 
Regelungen zur Weiterqualifizie-
rung im Rahmen der zuletzt um-
gesetzten IDD-Richtlinie und das 
standardisierte Produktinformati-
onsblatt für Aktien werden zur 
Stärkung der Anlageberatung 
beitragen. 

 
Die SPD setzt sich dafür ein, dass 
die Verbraucherinnen und Ver-
braucher eine auf ihre Bedürf-
nisse zugeschnittene Beratung 
erhalten. Die ab 2018 geltende 
Geeignetheitsprüfung sollte eine 
entsprechende bedarfsgerechte 
Anlageberatung fördern helfen. 
Zudem setzen wir uns auch für 
eine Stärkung der unabhängigen 
Honorarberatung gegenüber der 
provisionsgestützten Beratung 
ein. 

 
Grundsätzlich wollen wir mittel-
fristig von der provisionsbasier-
ten Beratung zur unabhängigen 
Honorarberatung übergehen. 
Denn, obwohl durch Provisionen 
eine qualitativ hochwertige Bera-
tung nicht ausgeschlossen ist, be-
steht bei einer Vermittlung auf 
Provisionsbasis die Gefahr, dass 
Produkte mit lukrativen Provisio-
nen bevorzugt vertrieben wer-
den. Durch die Stärkung der un-
abhängigen Beratung wird auch 
sichergestellt, dass nicht von ei-
ner Beratung zur Anlage in Aktien 
zu Gunsten von stärker provisio-
nierten Produkten abgesehen 
wird. 

 
Die Verschärfung der Regulierung 
in den vergangenen Jahren war 
im Grundsatz berechtigt. Künftig 
müssen wir aber insbesondere 
bei der Anlageberatung privater 
Anleger durch die Banken ge-
nauer hinschauen, inwiefern wir 
echte Beratung statt bürokrati-
scher Vorgaben unterstützen. 
Dabei müssen wir eine Balance 
zwischen Verbraucherschutz, 
Kundennutzen und dem Aufwand 
für die Kreditinstitute finden. Ein 
erster begrüßenswerter Schritt 
dabei ist die Bereitstellung eines 
allgemeinen Produktinformati-
onsblatts für die Anlageklasse Ak-
tie anstatt – wie bisher – eines 
Infoblattes pro Einzelaktie. Dazu 
bedarf es jedoch weiterer Maß-
nahmen, wie zum Beispiel eine 
Wahlfreiheit des Kunden in Be-
zug auf die Geeignetheitserklä-
rung von Anlagestrategien und -
klassen. Wir Freien Demokraten 
vertrauen auf den mündigen Ver-
braucher, der selbst entscheiden 
kann, welcher Hilfestellungen er 
bedarf. 
 

   
Die zunehmende Regulierung im 
Bereich der Anlageberatung zu 
Aktien hat in den letzten Jahren 
dazu geführt, dass sich Banken 
immer weiter aus der Aktienbe-
ratung zurückziehen. Das hat 
die Studie des Deutschen Akti-
eninstituts „Regulierung drängt 
Banken aus der Aktienanlage“ 
gezeigt. 
 
Die FDP sieht Handlungsbedarf, 
den Regulierungsrahmen zu ver-
bessern und setzt dabei auf 
„echte Beratung“ statt „büro-
kratische Vorgaben“. Mit Blick 
auf die Dokumentationspflich-
ten und Beratungsprotokolle ist 
der Ansatz, eine Balance zwi-
schen Verbraucherschutz, Kun-
dennutzen und dem Aufwand 
für Kreditinstitute finden zu wol-
len, zu begrüßen.  
 
Bündnis 90/Die Grünen und SPD 
setzen auf ein Mehr an Honorar-
beratung, was aber die bürokra-
tischen Belastungen bei der An-
lageberatung zu Aktien in keiner 
Weise mindern wird.  
 
CDU/CSU sehen offenbar keinen 
Handlungsbedarf, sondern ver-
weisen bspw. auf die Etablie-
rung der Honorarberatung ne-
ben der provisionsgestützten 
Beratung. 
 

 

https://www.dai.de/de/das-bieten-wir/studien-und-statistiken/studien.html?d=242
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